
V[RFASSUNGSGIRICHTSHOT

G 23s/2O1.5-19

9. März 2OL6

BEScHfuss

''
Der Verfassungsgerichtshof hat ,n,.üä* V-orsitz des
Präs identen 

. .  , ,  :  
: '  

:
Dr. Gerhart HOLZINGER,

:o:Y::""P]lo",J-epräsidentin.. ' ..Dr .Br ig i t tee1rRLe l ru . . ' . ' . . . ' '

1nd_der ,M i te l ieder ' , .  ,  i , ' ' ' , ,  i  
. , , .  l ,  :

Dr. MarkusACHA-T2,,, '  ,., , , , ' , '  ,. ' i  , ' , ,,.

Mag. Dr. Eleonore BERCHTOLD-OSTERMANNi
Dr.s ieg l indee*Hmi tNüR, :  ,1 , : , ,  

' , ,  
, , ,1 i ,  ,  : , "  i1 , , ,1 , , , -

TINCECANGEN

0 0. APrit Z0t0
DR. WAGENEDER

DDr. Christoph GRABENWARTR,
Dr. Christoph HfngSt,
Dr .  MichaelHOIOUBEK, '  '

Dr. Helmut HöRtENHUBER, '  '

Dr. Claudia fRHn,, '  "

Dr. Georg ltfrueACHfC,
Dr. RudoIf MÜLLER,
Dr. Johannes scHNriER,unJ ,: '  . . , ' '

Dr. Ingrid SIESS-SCHE*t ,',,.r ',,

i i  t , :  :

. l  : r l : i ' l

: : : ! :  r ' ,

,: i i :,., '

; r , ; : : '
. , : !  i  : i

i i r i : l  I

r r : l r : : : . .  i : : ,
: i  i . : . :

':::::i,j

' ' l

a ls stim mfü h re r, im Be ise in des ve rfassu ngsrechtr ichen M ita rbe iters
Dr. Martin DORR
als Schriftführer,

Ve rfassu ngsge richtshof
Freyung 8, A-101"0 Wien

www.ve rfassu ngsge richtshof .at



i l.

über den Antrag des Dr. Javier Estanislao FIGUEROA DIAZ, Bahnhofstraße L3/2,
4783 Wernstein am Inn, vertreten durch Rechtsanwalt Dr. Benno J. Wageneder,

Promenade 3, 491,0 Ried im Innkreis, 55 Abs.2 zweiter Satz Strafrechtl iches

Entschädigungsgesetz 2005 idF BGBI. I LL1,/201,0 als verfassungswidrig aufzuhe-

ben, in seiner heutigen nichtöffentl ichen Sitzung beschlossen:

t. Gemäß Art. 140 Abs. 1Z 1 l i t .  b B-VG wird die Verfassungsmäßigkeit der

Wortfolge "rechtzeit ig ein zulässiges Rechtsmittel erhebt und" sowie des
Wortes "gleichzeit ig" in 5 62a Abs. 1 erster Satz sowie des $ 62a Abs. 3 und 4

sowie des 5 62a Abs. 5 zweiter Satz Verfassungsgerichtshofgesetz 1953 -

VfGG, BGBI. Nr. 85 in der Fassung BGBI. I  Nr.92/201,4, von Amts wegen ge-

prüft.

Das Gesetzesprüfungsverfahren wird nach Fällung der Entscheidung im
a mtswegige n Gesetzesprüfu ngsve rfa h re n fortgesetzt we rde n.

Begründung

l. Sachverhalt, Antrag und Vorverfahren

L. Der Antragstel ler ist  Staatsangehöriger von Guatemala; sei t  2008 genießt er in

Österreich den Status eines Konvent ionsf lücht l ings. Ab Mit te 20LL wurde er

wegen des Verdachts des mehrfachen Mordes vorerst auf Grund eines Ausl iefe-

rungsersuchens der Republ ik Guatemala, in der Folge nach Übernahme der

Strafverfolgung durch Österreich insgesamt rund zweieinhalb Jahre zunächst

(während rund fünf Monaten) in Ausl ieferungs- und anschl ießend (ab 6. Novem-

ber 2011 bis 1-0. Oktober 201-3) in Untersuchungshaft  angehalten. Mit  (rechts-

kräft igem) Urtei l  des Landesgerichtes Ried im Innkreis vom 10. Oktober 20L3

wurde er von der sei tens der Staatsanwaltschaft  Ried im Innkreis wegen des

Verbrechens des Mordes als Beitragstäter nach 95 L2 3. Al ternat ive, 75 SIGB und

anderer Vorwürfe erhobenen Anklage zur Gänze freigesprochen und enthaftet.

In  der  Fo lge  begehr te  der  Ant rags te l le r  fü r  d ie  Dauer  der  über  ihn  verhängten

(Ausl ieferungs- und Untersuchungs-)Haft  im Ausmaß von insgesamt 847 Tagen

von der Republ ik österreich (vertreten durch die Finanzprokuratur) im Klagsweg
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Ersatz nach dem Strafrechtlichen Entschädigungsgesetz 2005 (SIEG 2005) in

Höhe von € 50,- pro Tag, sohin insgesamt € 42.350,-,  s.A.

Das (gemäß 5 12 Abs. 1 SIEG 2005 iVm 5 9 Abs. 4 AHG als vom Obersten Ge-

r ichtshof für zuständig best immte) Landesgericht Krems an der Donau sprach

dem Kläger mit  Urtei l  vom 2. September 201,4 für die in Untersuchungshaft

verbrachten 675 Tage (nach Einschränkung des Klagebegehrens auf € 29.350,-

s.A. zufolge Zahlung eines [Tei l - ]Betrages von € 2O,- pro Tag, mithin von

€ 13.500,-,  samt Kosten durch die beklagte Partei)  Ersatz in angesprochener

Höhe (ä € 50,*),  sohin rest l iche € 20.250,- s.A.,  zu. Das Mehrbegehren in Höhe

von € 9.100,- für die in Ausl ieferungshaft  zugebrachte Zeit  wurde mangels

Vorl iegens der Voraussetzungen für eine Entschädigung nach dem SIEG 2005

abgewiesen.

Dagegen erhoben sowohl der Kläger und nunmehrige Antragstel ler ( in Bezug auf

€2.450,- für die Anhaltung vom l-8. Oktober bis 6. Dezember 2011) als auch die

beklagte Partei  Berufung.

Mit  (Tei l -)Urtei l  des Oberlandesgerichtes Wien vom 25. November 2OL4 wurde

die Berufung des Klägers abgewiesen; hingegen wurde der Berufung der beklag-

ten Partei  Republ ik österreich Folge gegeben: Das erst instanzl iche Urtei l  (das

hinsicht l ich der Abweisung von € 6.650,- s.A. unbekämpft in Rechtskraft  erwach-

sen ist)  wurde aufgehoben und die Rechtssache an das Erstgericht zur neuerl i -

chen Verhandlung und Entscheidung zurückvennriesen.

Mit  -  den Verfahrensparteien jewei ls am 23. Apri l  201-4 zugestel l tem - (End-)

Urtei l  vom 21. Apri l  2015 sprach das Landesgericht Krems an der Donau dem

Antragstef fer (neuerl ich) den begehrten Betrag von € 20.25A,- s.A. (also insge-

samt € 50,- pro Tag Untersuchungshaft)  zu.

Gegen dieses Urtei l  erhob (nur) die beklagte Parteiam 18. Mai 2015 Berufung, in

der sie die Abweisung des Klagebegehrens mit der Begründung begehrt, dass der
Zuspruch des Mindestbetrages von € 20,- pro Tag ausreichend sei.

2. Am 20. Mai 20L5 (innerhalb der grundsätzl ich normierten vierwöchigen

Berufungsfrist des 5 4i l  ZPO) langte beim Verfassungsgerichtshof der vorl iegen-

de Parteiantrag des Klägers ein, der sich "nach der Gesetzeslage [.. . ]  durch das
Urtei l  des Landesgerichtes Krems nicht", wohl aber durch die verfassungswidrige
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Bestimmung des 5 5 Abs. 2 zweiter Satz SIEG 2005 für beschwert erachtet.

"Wäre das Budget[begleit]gesetz 2011 nicht in Kraft getreten, wäre es bei der

alten Rechtslage geblieben und hätte das Landesgericht Krems wohl eine Ent-
schädigung in Höhe von € 100 bis € 1,20 pro Tag des Freiheitsentzuges zugespro-

chen." Der Parteiantrag erfolge daher aus Anlass der Berufung der Finanzproku-

ratur, die dem Antragstel ler am L9. Mai 2015 zugekommen sei. Durch die

Anwendung der verfassungswidrigen Norm werde der Antragstel ler in seinem

Recht darauf verletzt, für den Freiheitsentzug nach einem Freispruch durch das

Strafgericht angemessen entschädigt zu werden. Die in 5 5 Abs.2 zweiter Satz
SIEG 2005 normierte Begre nzu ng widerspreche dem Sachlich keitsgebot.

3.1. Die Bundesregierung erstattete eine Außerung, in der sie unter anderem die

Zulässigkeit des Antrages bestreitet, weil  der Parteiantrag nach Art. L40 Abs. 1
Z1- l l t .  d B-VG die Erhebung eines Rechtsmittels seitens der antragstel lenden
Partei voraussetze und nicht - wie hier - aus Anlass der Berufung der gegneri-

schen Partei eingebracht werden könne. lm Übrigen tr i t t  die Bundesregierung

den geltend gemachten Bedenken mit näherer Begründung entgegen.

3.2. Die Finanzprokuratur erachtet in ihrer Außerung den Antrag mangels Be-
schwer für nicht zulässig; zudem sei der Verfassung ein subjektives Recht auf
angemessene Entschädigung für eine rechtmäßig verhängte, nachträglich -

zufolge späteren Freispruchs - als ungerechtfert igt erkannte Haft fremd. Die
angefochtene Bestimmung greife daher in keine verfassungsrechtl ich geschützte

Posit ion des Antragstel lers ein.

l l. Rechtslage

5 62a VfGG idF BGBI. |  92/201,4 - beider folgenden Wiedergabe der Bestimmung
wird die Kundmachung des Bundeskanzlers über die Aufhebung einer Wortfolge
in 5 62a Abs. 1 Z 4 VfGG durch den Verfassungsgerichtshof, BGBI. | 1.24/2015,
sowie das noch kundzumachende Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom
25.  Februar  201-6,G54L/20L5,  mi twelchem die Z5 des 5 62a Abs.  l  aufgehoben
wurde, berücksichtigt - hat folgenden Wortlaut (die in Prüfung gezogenen

Wortfolgen bzw. Absätze sind hervorgehoben):

"5 62a. (1) Eine Person, die als Partei  einer von einem ordent l ichen Gericht in
erster lnstanz entschiedenen Rechtssache rechtzeit ig ein zulässiges Rechtsmit tel
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erhebt und wegen Anwendung eines verfassungswidrigen Gesetzes in ihren
Rechten verletzt zu sein behauptet, kann gleichzeit ig einen Antrag stel len, das
Gesetz als verfassungswidrig aufzuheben (Art. 140 Abs. 1 Z 1, l i t .  d B-VG). Die
Stel lung eines solchen Antrages ist unzulässig:
f .  im Verfahren zur Anordnung oder Durchsetzung der Rückstel lung widerrecht-
l ich verbrachter oder zurückgehaltener Kinder (5 1L1a AußStrG);
2. im Besitzstörungsverfahren (9$ aS+ bis 459 ZPO);
3. im Beweissicherungsverfahren ($S ge+ bis 389 ZPO);
4. im Verfahren gemäß 5 52 Abs. l WEG 2OO2und 5 22 Abs. 1- WGG;
6. im Verfahren betreffend mitt lerweil ige Vorkehrungen gemäß S 180 NO;
7. im Verfahren gemäß den Bestimmungen des UVG;
8. im I nsolvenzverfahren;
f. im Exekutionsverfahren und im Verfahren betreffend einstweil ige Verfügun-
gen gemäß den Bestimmungen der EO, einschließlich des Verfahrens über die
Vol lstreckba rerkläru ng;
l-0. im Verfahren der justiziel len Zusammenarbeit in Strafsachen, insbesondere
Auslieferung, Übergabe, Rechtshil fe, gegenseit ige Anerkennung und Vollstre-
cku ng.

(2) Der gesetzl iche Vertreter eines jugendlichen Beschuldigten (5 38 JGG) hat das
Recht, auch gegen den Wil len des Beschuldigten zu dessen Gunsten einen Antrag
zu stel len, das Gesetz als verfassungswidrig aufzuheben.

(3) Der Antras hat über die Erfordernisse des 5 62 hinaus zu enthalten:
1. die Bezeichnune der Entscheiduns. gesen die die Partei ein Rechtsmittel
erhebt, und des ordentl ichen Gerichtes, das sie erlassen hat;
2. die Ansaben. die erforderl ich sind. um zu beurtei len. ob derAntrag rechtzeit ig
eingebracht ist.

(4) Dem Antras sind eine Ausfert isuns, Abschrif t  oder Kopie der Entscheiduns,
geeen die die Partei ein Rechtsmittel erhebt. sowie eine Abschrif t  oder Kopie
d ieses Rechtsm ittels anzuschließen.

(5) Der Verfassungsgerichtshof hat das ordentl iche Gericht erster Instanz von der
Stel lung eines Antrages gemäß Abs. 1 unverzüglich zu verständigen. Dieses hat
dem Verfassunesqerichtshof seine Entscheidunq über die Rechtzeit igkeit und
Zulässigkeit des Rechtsmittels mitzutei len.

(6) In dem beim Rechtsmittelgericht anhängigen Verfahren dürfen bis zur Ver-
kündung bzw. Zustel lung des Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes nur
solche Handlungen vorgenommen oder Anordnungen und Entscheidungen
getroffen werden, die durch das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes nicht
beeinflusst werden können oder die die Frage nicht abschließend regeln und
ke inen Aufschu b gestatten."

Art.  140 Abs. 1 Z1, l i t .  d B-VG lautet:

"Art ikel  140 (1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt über Verfassungswidr igkeit

,  
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1" von Gesetzen
a)-c) [ . . . ]
d lau f  Ant rag  e iner  Person,  d ie  a ls  Par te ie inervon e inem ordent l i chen Ger ich t  in
erster Instanz entschiedenen Rechtssache wegen Anwendung eines verfas-
sungswidr igen Gesetzes in ihren Rechten ver letzt  zu sein behauptet,  aus Anlass
eines gegen d iese Entsche id u ng erhobe ne n Rechtsmit te ls;  "

l l l. Bedenken des Gerichtshofes

Bei Behandlung des Antrags sind im Verfassungsgerichtshof Bedenken ob der

Verfassungsmäßigkeit  von Tei len des 5 62a VfGG entstanden.

l - .  Um die Zulässigkeit des Antrages beurtei len zu können, insbesondere die

Berechtigung des Einwandes der Bundesregierung, nur jene Partei, die ein

Rechtsmittel ergrif fen habe, könne einen Antrag gemäß Art. 140 Abs. 1Z 1 l i t .  d

B-VG einbringen, dürfte der Verfassungsgerichtshof 5 62a Abs. 1 VfGG anzuwen-

den haben; diese Bestimmung dürfte daher präjudiziel l  sein, ebenso wie $ 62a

Abs. 3 und 4 VfGG; der zweite Satz des 5 62a Abs. 5 VfGG dürfte mit diesen

Bestimmu ngen in u ntrenn ba rem Zusa mme nha ng ste hen.

2. Der Verfassungsgerichtshof hegt gegen die in Prüfung gezogene Best immung

das Bedenken, dass sie gegen Art .  1"40 Abs. 1 Z 1l i t .  d B-VG verstoßen dürf te:

2.L Art .  140 Abs. L 7 I  l i t .  d B-VG besagt,  dass eine Person, die als Partei  einer

von einem ordent l ichen Gericht in erster Instanz entschiedenen Rechtssache

wegen Anwendung eines verfassungswidr igen Gesetzes in ihren Rechten ver letzt

zu sein behauptet,  "aus Anlass eines gegen diese Entscheidung erhobenen

Rechtsmit tels" den Antrag auf Prüfung eines Gesetzes stel len könne. Der Wort-

laut dieser Vorschri f t  dürf te es zumindest nicht ausschl ießen, dass auch die

gegnerische oder eine sonst am Verfahren betei l igte Partei  aus Anlass eines

Rechtsm ittelve rfa h rens e ine n solchen Antrag stellt.

2.2. Auch die Entstehungsgeschichte dürf te für diese Interpretat ion sprechen:

Art .  140 Abs. 1 Z I  l i t .  d B-VG geht -  nach einer längeren Vorgeschichte -  auf

mehrere Ini t iat ivanträge zurück, die der Verfassungsausschuss des Nat ionalrates

entsprechend dessen Bericht (s.  AB 2380 BIgNR 24. GP) beraten und geändert

hat.  Diese Ini t iat ivanträge ähnelten einander im Wesent l ichen; als Ergebnis
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seiner Beratungen stel l te der Verfassungsausschuss auf Grund eines gemeins.a-

men Abänderungsantrages einen einzigen Gesetzesantrag an den Nationalrat.

Nach dessen Art .  140 Abs. 1. Z 1, l i t .  d B-VG sol l te die Partei  einer von einem

ordent l ichen Gericht entschiedenen Rechtssache in zwei Fäl len einen Antrag an

den Verfassungsgerichtshof auf Aufhebung eines behaupteterweise verfas-

sungswidr igen Gesetzes stel len können: Einerseits aus Anlass der Erhebung eines

den Parteien gegen die Entscheidung eines in erster Instanz zuständigen or-

dent l ichen Gerichtes zustehenden Rechtsmit tels (subl i t .  aa des Art .  L40 Abs. L

21, l i t .  d B-VG), andererseits nach Erlassung der Entscheidung eines in zweiter

Ins tanz  zus tänd igen ordent l i chen Ger ich tes ,  wenn der  Par te i  d ie  S te l lung e ines

solchen Antrages gemäß subl i t .  aa nicht zumutbar war (subl i t .  bb leg.ci t . ) .

lm Wege eines vom Nationalrat angenommenen Abänderungsantrages in zwei-

ter Lesung wurde Art .  140 Abs. 1 7 L l i t .  d B-VG schl ießl ich so umgestal tet ,  wie

diese Verfassungsänderung dann kundgemacht wurde (BGBI. |  92/2014).  Die

Zweitei lung der l i t .  d entf ie l ,  stattdessen wurde al lgemein die Mögl ichkeit  der

Stel lung eines Parteiantrages "aus Anlass eines gegen diese Entscheidung erho-

benen Rechtsmit tels" vorgesehen; die in der früheren subl i t .  aa (welcher die

endgült ige Text ierung folgt)  enthaltene Wendung "aus Anlass der Erhebung eines

der Partei [...] zustehenden Rechtsmittels" wurde fallen gelassen, ebenso entfiel

die subl i t .  bb. Schon dies dürf te darauf schl ießen lassen, dass die früher in zwei

verschiedene subl i tera geregelten Fäl le in einem zusammengefasst werden

sol l ten, sodass mit  der Wendung "aus Anlass [ . . . ]  e ines Rechtsmit tels" anschei-

nend bedeuten sol l te,  dass von jeder Partei  der Antrag gestel l t  werden könnte,

sofern ein Rechtsmit tel  erhoben wird.

2.3. Diese Interpretat ion dürf te durch den expl iz i t  zum Ausdruck gebrachten

Wil le n des histor ischen Gesetzgebers u nte rstützt  werde n :

Zur Begründung dieser Anderung des Art .  L40 Abs. L Z t  l i t .  d B-VG in der Fas-

sung des Ausschussberichts,  AB 2380 BIgNR 24. GP, wird zunächst ausgeführt ,

dass die Gründe, aus denen ein Parteiantrag gestel l t  werden könne, zusammen-

gefasst werden sol l ten: Einen solchen Antrag könne die Partei  eines gericht l ichen

Verfahrens aus Anlass eines Rechtsmit tels gegen eine in der Sache ergangene

Entscheidung des ordent l ichen Gerichts erster Instanz stel len; in solchen Fäl len

könne die betroffene Partei  unter anderem die von ihr behauptete Verfassungs-

widr igkeit  einer auch verfahrensrecht l ichen Regelung mit  einem Parteiantrag im

Rechtsmit telverfahren gegen die Sachentscheidung relevieren (s.  AA-336 24. GP).

i:: i:i5jj:li,]:i:
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Daran anschl ießend führen die Mater ial ien aus (AA-336 24. GPI:  "Der Parteian-

trag kann aus Anlass eines -  ordent l ichen - Rechtsmit tels gestel l t  werden, sei  es,

dass die betreffende Partei  selbst ein Rechtsmit tel  eingebracht hat,  sei  es, dass

sie das als Gegner im Rechtsmit telverfahren tut,  wobei aber nicht auf die Zumuit-

barkeit  oder Unzumutbarkeit  einer rechtzeit igen Antragstel lung abgesteI l t  wird."

{Letzteres bezieht s ich auf die ursprüngl iche subl i t .  bb des Art .  140 Abs. 1 Z 1

l i t .  d B-VG in der Fassung des Ausschussberichts,  AB 2380 BIgNR 24. GP). Fortset-

zend wird klargestel l t ,  dass die Formul ierung "aus Anlass eines gegen diese

Entscheidung erhobenen Rechtsmit tels" nicht bedeute, dass der Parteiantrag

gleichzeit ig mit  dem Rechtsmit tel  oder in unmit telbarem zeit l ichen Zusammen-

hang mit  diesem erhoben werden müsse; sie bedeute bloß, "dass überhaupt ein

Rechtsmit tel  erhoben worden sein rnuss".  Daran schl ießt der Verfassungsgesetz-

geber ausd rückl ich folgenden H inweis:

"Es wird dadurch klargestel l t ,  dass nicht bloß jene Partei  antragsbefugt ist ,  die
das Rechtsmit tel  erhoben hat,  sondern al le Parteien des Verfahrens, insb. auch
jene, die auf Grund einer mögl ichen abweichenden zweit instanzl ichen Entschei-
dung auf Grund des Rechtsmit tels negat iv betroffen sein kann."

Anscheinend um den einfachen Gesetzgeber an diesen Wil len des Verfassungs-

gesetzgebers zu binden, wird in der Folge noch festgehalten:

"Die Regelung dieses Parteiantrags ist  für den einfachen Gesetzgeber nicht
disponibel,  er kann nur -  im Sinne der Eff iz ienz -  Zeitpunkt und Frist  für den
Antrag best immen; und zwar entweder im Rechtsmit telverfahren selbst oder
auch binnen angemessener Fr ist  nach dessen Abschluss, wenn eine Antragstel-
lung im Verfahren selbst das Rechtsschutzbedürfnis der Partei  nicht erfül len
kann. "

2.4. Angesichts dieser Entstehungsgeschichte und des so geäußerten Wil lens des

Verfassungsgesetzgebers, dem der von ihm beschlossene Wortlaut der Verfas-

sung nicht entgegenstehen dürf te,  geht der Verfassungsgerichtshof vor läuf ig

davon aus, dass der später vom einfachen Gesetzgeber er lassene 5 62a VfGG - in

dem in Prüfung gezogenen Umfang - der Verfassungsvorschri f t  des Art .  140

Abs. L Z I  l i t .  d B-VG, deren Ausführung er dient,  widerspricht.  Diese Gesetzesbe-

st immung scheint nämlich ausdrückl ich eine Beschränkung der Antragsbefugnis

auf jene Partei  des Verfahrens vor dem ordent l ichen Gericht zu enthalten, die

das Rechtsmitte I e rgreift.
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lV. Ergebnis

1. Der Verfassungsgerichtshof hat daher beschlossen, die Wortfolge "rechtzeitig ,':i

ein zulässiges Rechtsmittel erhebt und" sowie das Wort "gleichzeit ig" in 5 62a

Abs. 1 erster Satz sowie $ GZa Abs. 3 und 4 sowie 5 62a Abs. 5 zweiter Satz

Verfassungsgerichtshofgesetz 1953 - VfGG, BGBI. 85 in der Fassung BGBI. I

92/20L4 von Amts wegen auf die Verfassungsmäßigkeit zu prüfen.

Ob die Prozessvoraussetzungen vorl iegen und die dargelegten Bedenken zutref- :5

fen, wird im Gesetzesprüfungsverfahren zu klären sein.

2. Dies konnte gemäß 5 19 Abs.4 VfGG ohne mündliche Verhandlung in nichtöf- : ]"s

fentl icher Sitzu ng beschlossen werden.

Wien, am 9. März 201-5

Der Präsident:

Dr .  HOZINGER

Schriftführer:

Dr. DORR
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